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Einleitung 
 

Fragen zur Kontrolle der Polizei waren bisher nur selten Gegenstand wissenschaft-

licher Untersuchungen. Die wenigen Abhandlungen zu diesem Thema problemati-

sieren zudem nur jeweils einzelne Phänomene (wie z.B. der vermuteten "Sankti-

onsimmunität"1 von Polizeibeamten bei rechtswidrigem Verhalten2) oder Detailfra-

gen. 

Wer kontrolliert nun - anhand welcher Maßstäbe und mit wie viel Aussicht auf Er-

folg - die Polizei, die ja ihrerseits ein ganz entscheidendes Kontroll- und Überwa-

chungsinstrument ist?3 Nehmen in erster Linie betroffene Bürger praktische Kon-

trollmöglichkeiten wahr? Oder wird Kontrolle eher von den Medien bzw. "der Öffent-

lichkeit" ausgeübt? Sind Polizeipräsidenten, Innenminister, Staatsanwälte oder 

Richter die wirklichen Kontrolleure? Und inwiefern beteiligen sich die Parlamenta-

rier an der Polizeikontrolle? 

Es ist zudem ungeklärt, wie eine effektive Kontrolle polizeilichen Handelns (als eine 

Mindestvoraussetzung demokratischen Alltags) praktisch gestaltet sein muss, zu-

mal auch grundsätzliche Probleme der "Kontrolle der Kontrolle" noch immer unge-

löst sind. Diese Thematik ist auch deshalb von besonderem Interesse, weil die 

Probleme der polizeilichen Arbeit von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung sind.4

 

In der vorliegenden Arbeit soll daher (aus der Perspektive des Bürgers) beleuchtet 

werden, durch wen, wie und mit welchem Wirksamkeitsgrad die Polizei kontrolliert 

wird. Mit der Polizei als Betrachtungsgegenstand geht es dabei um nichts weniger 

als den Kern des Gewaltmonopols5. Sie ist das wichtigste Instrument bei der Her-

stellung und Absicherung „innerer staatlicher Sicherheit“. Die Polizei definiert bür-

gerlichen Alltag in einem hohen Maße und hat sogar die Möglichkeit, das Leben 

von Menschen auszulöschen. Die staatlich gewährleistete Zivilität hat damit einen 

                                                 
1 Beispielsweise endeten von den 2262 Strafverfahren gegen Berliner Polizeibeamte im Jahre 1997 
lediglich 54 mit Verurteilungen (TAZ-Bericht: "Null Chance bei Anzeigen gegen Polizisten", in: TAZ-
Berlin vom 27.10.1998, S. 19). 
2 So trug (vor ca. 15 Jahren) Brusten Statistiken verschiedener Bundesländer aus den 80er Jahren 
über Strafverfahren gegen Polizeibeamte zusammen (Brusten, Empirische Anmerkungen zur Theo-
rie der „Schwarzen Schafe“, KrimJ 1992, S. 84 ff.). 
3 Bereits im 2. Jhd. n. Chr. fragte der römische Dichter Juvenal (Satirae VI, 347): „Aber wer bewacht 
die Wächter?" (Sed quis custodiet ipsos custodes?). 
4 Denn die Polizei wird durch Politik und gesellschaftliche Realität geformt, beeinflusst diese aber 
auch selbst - im Sinne einer Wechselwirkung - nicht unwesentlich. 
5 Die Polizei verkörpert neben dem Militär das staatliche „Monopol legitimer physischer Gewaltsam-
keit“ (vgl. Weber, Politik als Beruf, Einl.). 
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eigentümlichen Doppelcharakter, indem sie von der kollektiven Gewaltverdrängung 

lebt und doch zugleich mit monopolisierter Gewalt, die immerhin das Potential zur 

Existenzvernichtung hat, droht.6 Alltäglich ist es auch, dass Bürger in Haft genom-

men oder deren Rechte durch vielfältige andere Methoden eingeschränkt bzw. ver-

letzt werden. Aus diesen Gründen ist die Kontrolle des Gewaltmonopols im Hinblick 

auf den Schutz bürgerlicher Freiheit so zentral. Das Kontrollerfordernis steht jedoch 

in einem Missverhältnis zu den Kontrollmöglichkeiten. Gegen eine effektive Kontrol-

le des von vornherein exekutivlastigen Gewaltmonopols steht schon dessen ge-

schlossene bürokratische Organisation. Hinderlich ist auch die polizeiliche Allprä-

sens sowie der große Umfang der polizeilichen Befugnisse und der technischen 

sowie technologischen Mittel. Die Grund- und Menschenrechte sind also polizeili-

chen Zugriffen so unmittelbar und tiefgreifend ausgesetzt, dass jede Kontrolle Ge-

fahr läuft, erst verspätet einzusetzen bzw. zu kurz zu greifen. 

 
Auch vom Maßstab der Verfassung ausgehend, die (schon ihrer Systematik nach) 

auf den Schutz der Grundrechte fokussiert, ist davon auszugehen, dass die Polizei-

tätigkeit einen hohen Kontrollbedarf aufweist. Die Polizei hat geradezu einen An-

spruch darauf, kontrolliert zu werden, da sie sonst auf Dauer ihren Auftrag gegen-

über den Bürgern nur noch „intuitiv“ und nicht abgesichert durch eine verbindliche 

gesellschaftliche Rückkopplung wahrnehmen kann. Zudem ist eine schlecht kon-

trollierte Polizei leichter durch sachfremde Interessen beeinflussbar. Wie bedeut-

sam eine demokratisch „gezähmte“ und kontrollierte Polizei ist, wird besonders 

deutlich, wenn man sich die Erfahrungen mit polizeilicher Repression in Diktaturen 

vor Augen hält. 

 
Die Polizei der BRD hat offiziell die Aufgabe, für die Freiheit der einzelnen Bürger 

(auch durch den Schutz der Grundrechte in ihrer Funktion als Abwehrrechte gegen 

den Staat) und die Sicherheit des Staates einzutreten - wobei letztere keinesfalls 

zum Selbstzweck werden, sondern lediglich als Vorbedingung ermöglichen soll, 

dass der Staat die Entfaltung der Freiheitsrechte der Bürger gewährleisten kann. 

Da sich Freiheit und Sicherheit oft in Konkurrenz zueinander befinden und die Poli-

zei als Exekutivorgan selbst Teil des Staates ist, eröffnen die Aufgabenzuweisun-

gen jedoch Konfliktbereiche. Zwar trifft es einerseits zu, dass die Freiheitsrechte 

                                                 
6 vgl. Narr, Physische Gewaltsamkeit, ihre Eigentümlichkeit und das Monopol des Staates, in: Levia-
than 1980, 541, 553 
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der Bürger an Wert verlieren, wenn sie in einem gesellschaftlichen Klima der Krimi-

nalitätsfurcht und Unsicherheit ausgeübt werden müssen. Andererseits kann die 

Freiheit des Einzelnen auch durch ausufernde Sicherheitsvorkehrungen, die ein 

Gefühl staatlicher Allmacht vermitteln und mit einer schrittweisen Beeinflussung 

des Alltagsverhaltens einhergehen, erstickt werden. Das freiheitliche Element der 

Gesellschaft ist auch nicht per se gegen jede Gefährdung immun. Vielmehr sind li-

berale Standards des Rechtsstaats tatsächlich zur Disposition gestellt. Die Polizei 

ist schon jetzt ein wichtiges Instrument präventionsstaatlicher Politik. Sie wird nicht 

mehr nur reaktiv (bei Vorliegen eines Straftatverdachts oder einer konkreten Ge-

fahr), sondern zunehmend proaktiv (zur vorbeugenden Bekämpfung von Risiken7) 

tätig. Es werden nicht nur die polizeilichen Befugnisse ausgedehnt und machtbe-

grenzende Prinzipien (z.B. Verfassungsgebot der Trennung von Polizei und Ge-

heimdiensten) aufgeweicht, sondern der Polizei auch zunehmend gesellschaftsge-

stalterische Aufgaben übertragen.8

 

Für eine wirklich moderne Polizei mit „bürgernahem Profil“ sind effektive Kontroll-

vorkehrungen unabdingbar. Skepsis gegenüber der Polizei rechtfertigt sich aber 

bereits aus der erstaunlichen Tatsache, dass sich die theoretische Basis des Poli-

zeirechts noch immer eher auf den Staatsideen der konstitutionellen Monarchie als 

auf solchen, die der freiheitlich-demokratischen Gesellschaft angemessen wären, 

gründet.9 Dementsprechend ist die Polizei nicht demokratisch, sondern traditionell 

militärähnlich organisiert, weshalb sie sich von der Gesellschaft und von anderen 

Bereichen der Verwaltung abschottet. In der Aus- und Weiterbildung der Polizei-

kräfte, die an gesonderten Einrichtungen erfolgt, wird die Rolle des Polizisten als 

besonderer Träger hoheitlicher Befugnisse betont. Hinzu kommt, dass sich die Po-

lizei in einem dauernden Konflikt zwischen der Effektivität ihrer Arbeit und ange-

messener Vorgehensweise befindet (da nicht jede Methode, die im Sinne der Funk-

tionalität der Polizei ist, erlaubt sein kann). 

 

Die Kontrollorgane sind u.a. mit der Schwierigkeit konfrontiert, dass die Polizei ih-

rerseits als ein wichtiges Instrument der (gesellschaftlichen) Kontrolle verstanden              

                                                 
7 vgl. z.B.  § 1 Abs. 1 Satz 2 BbgPolG 
8 Boldt, in: Lisken/ Denninger, Handbuch des Polizeirechts, S. 37 
9  vgl. Denninger, Polizei in der freiheitlichen Demokratie, S. 8 f. 
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wird und uneingeschränkte Transparenz zu einer Beeinträchtigung polizeilicher 

Funktionen (z.B. im Bereich der Strafverfolgung) führen könnte. Verschiedene Poli-

zeiskandale haben deutlich gemacht, wie schwierig die Aufklärung und Ahndung 

bzw. Vorbeugung von polizeilichen Fehlleistungen und Übergriffen ist. Sehr viele 

Vorwürfe bleiben unaufgeklärt, weil schon eine Identifizierung der beteiligten Poli-

zeibeamten scheitert. So wurden beispielsweise von den im Zeitraum 1992 bis 

1994 eingeleiteten Strafverfahren gegen Beamte des Bundesgrenzschutzes ca.   

70 % aufgrund der Nichtfeststellbarkeit von Täter oder Tatumständen eingestellt.10  

 
Es stellt sich das Problem, wie die Durchsetzung individueller Freiheitsrechte auch 

gegenüber der Polizei abgesichert werden kann. Dabei ist festzuhalten, dass es ei-

ne Reihe von Kontrollinstitutionen gibt. So findet exekutive, justizielle und parla-

mentarische Überprüfung und Überwachung polizeilichen Handelns statt. Aber 

auch Bürgerrechtsgruppen, die Presse u.s.w. werden kontrollierend tätig. Eine fast 

unüberschaubare Reihe von polizeilichen Fehlleistungen, Übergriffen und Skanda-

len11 lässt jedoch vermuten, dass diese Kontrolle nicht ausreichend bzw. nicht ef-

fektiv genug ist. Es zeigt sich, dass bürgerfreundliches Verhalten nicht schon 

zwangsläufig aus der Existenz machtbegrenzender Normen folgt, sondern die Ein-

haltung solcher Normen auch an effiziente Kontrolle und ggf. Sanktionen gebunden 

ist12. 

 
Konkretes Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, Umfang und Wirkungsgrad der be-

stehenden Kontrollvorkehrungen zu ermitteln. Hierzu werden zunächst die Maßstä-

be (z.B. Wahrung der Grundrechte als Rechtmäßigkeitsvoraussetzung) und Krite-

rien für eine effektive Kontrolle (z.B. Erfordernis der Unabhängigkeit der Kontrolleu-

re) herausgearbeitet, um so die theoretischen Grundlagen der weiteren Untersu-

chung zu verdeutlichen. Im darauf folgenden Schritt wird die konkrete Kontrollpraxis 

erfasst, wobei auch deren Rahmenbedingungen, die normativer aber auch fakti-

scher Natur sind, nachgezeichnet werden. Anschließend wird im Vergleich mit den 

                                                 
10 Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage des Abgeordneten Manfred Such und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN, Drucksache Nr. 13/482 
11 Allein das Polizeipräsidium München listete in dem Rundschreiben "Vorkommnisse bei der 
Münchner Polizei" für einen Zeitraum von 16 Monaten 18 skandalträchtige Fälle auf; überregionale 
Beachtung fanden u.a. auch der "Hamburger Polizeiskandal" und der Skandal um die "Bernauer 
Wache". 
12 Sack, Anmerkungen über die Kontrolle staatlichen Handelns, in KrimJ 4/82, S. 241 
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zuvor erarbeiteten Maßstäben und Kriterien die beschriebene Kontrollsituation ei-

ner Bewertung unterzogen. 

 

Um die Kontrollsituation hinreichend genau erfassen zu können, werden nur die 

Verhältnisse in einem Bundesland, nämlich die des Landes Brandenburg, unter-

sucht. 

Zu Kontrollfragen speziell der Brandenburger Polizei stand eine ganze Reihe von 

Unterlagen zur Verfügung. 

Hierbei handelt es sich um Parlamentsdokumente (Texte zu Gesetzesvorhaben, 

Aufzeichnungen über im Parlament geführte Diskussionen zu Polizeiangelegenhei-

ten und Anfragen von Abgeordneten bzw. Fraktionen), die frei zugänglich sind. 

Zudem konnte auf einige bemerkenswerte Gerichtsentscheidungen, die polizeili-

ches Fehlverhalten betreffen, zurückgegriffen werden. Diese lagen zum einen auf-

grund eigener juristischer Praxis vor. Zum anderen waren einzelne Einsichtnahmen 

in Akten, die bei der Staatsanwaltschaft gelagert sind, (aufgrund des wissenschaft-

lichen Anspruchs der Recherchen gem. § 476 StPO) genehmigt worden. 

Gelegentlich wurden (ergänzend) Zeitungsmitteilungen und Beiträge aus dem In-

ternet herangezogen. Urheber des im Kapitel 2.5 genutzten Fotos ist der Journalist 

Justin Jin, der dieses auch unentgeltlich zur Nutzung für die vorliegende Arbeit frei-

gegeben hat. 

Desweiteren wurde umfangreicher Schriftwechsel mit Polizeibehörden ausgewertet, 

wobei dieser von verschiedenen Privatpersonen und Bürgerrechtsgruppen zur Ver-

fügung gestellt worden war. 

Einige Konflikte zwischen Bürgern und Polizisten können detailliert dargestellt wer-

den, weil der Autor diese selbst im Rahmen "teilnehmender Beobachtung" erlebte. 

Bei der Herausarbeitung der machtbegrenzenden Regelungen wurde auf juristische 

"Kommentarliteratur", Fachbeiträge in wissenschaftlichen Zeitschriften und Disser-

tationen zurückgegriffen. 

In zeitlicher Hinsicht bot die Betrachtung der Polizei des neuen Bundeslandes den 

Vorzug, dass diese erst seit 17 Jahren besteht. Die polizeibezogenen Vorkommnis-

se ließen sich daher noch überschauen, so dass keine zeitliche Einschränkung bei 

der Verwendung von Materialien vorgenommen werden musste. 
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Trotzdem muss die Untersuchung fragmentarisch bleiben. Es ist schon wegen der 

Vielzahl der beteiligten Akteure (Polizisten, Staatsanwälte, Richter, Parlamentarier, 

Journalisten, Bürger u.s.w.) und der verschiedensten Handlungsbereiche der Poli-

zei nicht möglich, eine Arbeit abzuliefern, welche die Problematik in erschöpfender 

Weise behandelt. Durch eine kritische Konfrontation mit Beispielsfällen und das 

Zusammentragen vieler Einzelaspekte, die zueinander in Beziehung gebracht wur-

den, kristallisierte sich jedoch eine Symptomatik des Umgangs mit polizeilichen 

Kontrollproblemen heraus. Die institutionellen Polizeikontrollprozesse wurden auf 

deskriptiv-analytische Weise soweit ausgeleuchtet, dass deren wesentliche Struktur 

und Wirksamkeit erkennbar wird. 

 

Nachteilig wirkte sich allerdings aus, dass die empirische Datenlage hinsichtlich po-

lizeilicher Angelegenheiten in Brandenburg (wie überall in Deutschland) ausge-

sprochen defizitär ist. Sie stellt sich als "viel zu dünn, unsystematisch und metho-

disch zu wenig abgesichert" dar. Es existieren beispielsweise keine bundeseinheit-

lichen und kontinuierlich geführten Statistiken zu "unethischem Polizeiverhalten".13

 

Die Bearbeitung, die einem fachübergreifenden (rechtspolitischen) Ansatz folgt14, 

ist in 5 Kapitel gegliedert. 

Im ersten Kapitel wird zunächst ein praktischer Fall (der ein breitgefächertes Ver-

sagen von Kontrollmechanismen demonstriert) geschildert. Hierzu wurde der sog. 

„Skandal um die Bernauer Wache“ gewählt. Anknüpfend an diese „Illustration“ wer-

den die Umstände analysiert, aus denen sich die Notwendigkeit einer effektiven 

Kontrolle der Polizei ergibt. Danach werden die Kontrollmaßstäbe und Wirksam-

keitsvoraussetzungen herausgearbeitet. Es ist erforderlich, machtbegrenzende Re-

geln und Faktoren (wie zum Beispiel Rechtsstaatsprinzipien, Grundrechte und das 

Trennungsgebot von Polizei und Geheimdiensten) darzustellen, um zu verdeutli-

chen, welche Grenzen der Machtposition des Staates gesetzt wurden. Anhand von 

Beispielen wird gezeigt, dass die Polizei in vielfältiger Weise mit den ihr gesetzten 

Regeln in Konflikte gerät. 

Im zweiten Kapitel wird die derzeitige Kontrollsituation systematisch erfasst und ei-

ne institutionelle Analyse (anhand von praktischen Beispielen) vorgenommen.15 

                                                 
13 Ahlf, Unethisches Polizeiverhalten, Die Polizei 1997, S. 174, 175  
14 da die Polizei ein Politikum ist und ihre Tätigkeit auch anhand rechtlicher Maßstäbe kontrolliert 
werden kann 
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Dabei wird auf eine Reihe von wichtigen Aspekten der Kontrolle durch Parlament, 

Justiz, Exekutive, Presse, Bürger u.s.w. eingegangen. So ist z.B. im Rahmen der 

Beschäftigung mit juristischen Kontrollinstanzen u.a. zu zeigen, welche verschiede-

nen Rechtswege gegeben sind, welche Rolle z.B. der Staatsanwaltschaft (im straf-

rechtlichen Bereich) aufgrund des Anklagemonopols zukommt und welche Schwie-

rigkeiten sich für diese aufgrund der häufigen Nichtidentifizierbarkeit von Polizeibe-

amten ergeben. 

Anhand der im ersten Kapitel erarbeiteten Maßstäbe und Wirksamkeitsvoraus-

setzungen der Kontrolle wird die im zweiten Kapitel herausgestellte Kontrollsituati-

on im dann folgenden dritten Kapitel einer Kritik unterzogen. Hierbei wird auch auf 

strukturelle Probleme eingegangen, die einer effektiven Kontrolle der Polizei entge-

genstehen können. 

Im vierten Kapitel wird untersucht, ob und inwieweit die Ergebnisse auf andere Po-

lizeien übertragbar sind. 

Alternative Kontrollmodelle werden im fünften Kapitel aufgezeigt und im abschlie-

ßenden sechsten Kapitel erfolgt eine Zusammenfassung der gewonnenen Erkennt-

nisse. 

 

Die Arbeit berücksichtigt die bis April 2007 vorgefundenen Gegebenheiten und 

rechtlichen Vorgaben im Land Brandenburg. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                                                                                                                         
15 Hier lässt sich die deskriptive Ebene nicht von der Interpretation und Analyse des Materials tren-
nen. 
 

 13



1. Die Grundlagen der Polizeikontrolle 

1.1 Ein Exempel aus der polizeilichen Praxis: „Die Bernauer Wache“ 
 
Zu Beginn der 90er Jahre wurden vietnamesische Zigarettenverkäufer, die in Berlin 

und einigen ostdeutschen Städten anzutreffen waren, als eine neuartige, gravie-

rende Gefahr für die "innere Sicherheit" Deutschlands ausgemacht. Nach der An-

gliederung der DDR wurden ehemalige Ostblock-Gastarbeiter nicht mehr in den 

Betrieben benötigt. Sie waren daher unerwünscht und wurden zunehmend rechtlos 

gestellt.16 Eine legale Arbeitsaufnahme war den meisten nicht mehr möglich und so 

flüchteten sich einige in den Straßenhandel mit unversteuerten Zigaretten, um auf 

diese Weise ihre Existenz zu sichern. Die Politik konnte nun auf dieses (hausge-

machte) Kriminalitätsproblem fokussieren. Vietnamesen erschienen in den (von 

den Medien verstärkten) Darstellungen der "Sicherheitsexperten" pauschal als 

Problemgruppe. Das "organisierte Verbrechen" des Handeltreibens mit Zigaretten 

wurde nicht nur dramatisiert, sondern auch ethnisiert, indem alle Vietnamesen 

(schon aufgrund ihrer unverschuldet schlechten Lebensumstände) als im Zweifel 

kriminalitätsgeneigt verdächtigt wurden. Die Rede war sogar von einem "Ameisen-

heer"17 krimineller Ausländer und der Begriff "Zigarettenmafia" etablierte sich18. In 

dieser Situation fühlte sich die Polizei berufen, besonders hart und entschlossen 

gegen die "Illegalen" vorzugehen. Was diese dann am Ende der Hatz19 im Polizei-

gewahrsam an Demütigungen und Schmerzen zu ertragen hatten, ist exemplarisch 

für den Umgang der Polizei mit solchen Menschen, die nur eine sehr geringe "Be-

schwerdemacht" besitzen. 

 

Eine Mitarbeiterin der Berliner Ausländerberatungsstelle Reistrommel e.V. erfuhr im 

Jahre 1993 von Landsleuten ihres vietnamesischen Ehemannes, dass diese re-

gelmäßigen Übergriffen durch Polizisten ausgesetzt waren. Beim Reistrommel e.V. 

gründete sie eine Arbeitsgruppe, die es sich zur Aufgabe machte, Betroffene anzu-

                                                 
16 Diese offizielle Marschroute blieb nicht unbemerkt, so dass sich im August 1992 ein Mob von 
hunderten Rechtsradikalen ermuntert fühlte, ganz offen (unter den Augen der Polizei und dem Ap-
plaus der Anwohner) in Rostock-Lichtenhagen ein von Vietnamesen genutztes Wohnheim drei Tage 
lang zu belagern und mit Brandbomben sowie Steinen zu bewerfen. 
17 vgl. Berliner Zeitung, 25.06.1994, S. 3 
18 Womit auch die Akzeptanz für den "Rückführungs"-Pakt zwischen der BRD und Vietnam (der eine 
spezifische Form des Menschenhandels - durch Koppelung von Entwicklungshilfezahlungen an die 
"Rücknahme" der DDR-Vertragsarbeiter - zum Gegenstand hat) gesichert wurde. 
19 Das Bundesfinanzministerium heizte die Stimmung noch durch eine großangelegte Plakatinitiative 
mit dem Slogan: "Lieber verzollt als verknackt - Zieh mit!  - Gegen organisiertes Verbrechen" auf. 
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sprechen und zunächst einmal Gedächtnisprotokolle zu sammeln. (Aufgrund dieser 

Recherchen wurde die Zahl der Polizeiübergriffe auf mehrere hundert geschätzt; 

nur 27 Betroffene konnten jedoch motiviert werden, ihre Erfahrungen auch schrift-

lich niederzulegen.)  

Bereits die Lektüre der Gedächtnisprotokolle nur bezüglich der Geschehnisse in 

der kleinen, am Rande Berlins gelegenen Polizeiwache Bernau illustriert überdeut-

lich, wie massiv und alltäglich die Übergriffe waren. 

 

Ein Vietnamese protokollierte, dass sich Festgenommene dort einmal entkleidet 

und mit dem Gesicht zur Wand aufstellen mussten. Danach gingen die Beamten 

immer wieder an ihnen vorüber und schlugen sie. Anschließend mussten sie Gri-

massen ziehen ("Schlitzaugen machen"), wobei sie fotografiert wurden. 

In einem anderen Fall wurde dem Opfer eine Jacke über den Kopf gezogen. Dann 

schlug ihm ein Polizist mit den Fäusten gegen die Schläfen und mit den Händen so 

auf beide Ohren, dass der Mann auch noch zwei Wochen später fast nichts hören 

konnte. Ein anderer Polizist drohte ihm, seine Genitalien mit einem Messer abzu-

schneiden. 

Ein Festgenommener berichtete: "Ich musste mich nackt ausziehen. Dann wurde 

ich geschlagen. Sie schlugen mich mit Fäusten überall hin, vor allem auf den Kopf, 

ins Gesicht und gegen den Kiefer, in den Nacken, und sie traten mir mit ihren Stie-

feln ans Schienbein." 

Einmal zog ein Polizist während der "Vernehmung" seine Dienstpistole und setzte 

diese dem Vietnamesen auf die Brust. 

In einem anderen Fall stellte sich ein Polizist mit seinen Schuhabsätzen auf die 

nackten Füße des Opfers. 

Ein Betroffener schilderte, dass ihm ein Zivilpolizist befahl, sich vollständig zu ent-

kleiden; danach zog sich der Beamte ebenfalls aus und versuchte ihn zu vergewal-

tigen.  

Auch ein anderer Vietnamese musste sich komplett entkleiden. Im Anschluss wur-

de er mit Faustschlägen ins Gesicht und mit Fußtritten misshandelt, wobei sich 

zwei Polizisten abwechselten. Nach dieser Tortur, bei der er mehrfach zu Boden 

ging, wurde ihm befohlen einen Damenslip anzuziehen. Unter dem Gelächter wei-

terer Polizisten musste er dann auf dem Hof der Wache umhergehen. 
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Einem festgenommenen Vietnamesen wurde im Streifenwagen mehrfach sehr 

schmerzhaft in einen Oberschenkel gekniffen. Im Polizeirevier trat man ihm dann 

gegen die Schienbeine; er musste sich ausziehen und erhielt Schläge ins Gesicht 

und auf die Brust. Ein Polizist ergriff ihn dann am Kopf und hob ihn in die Luft. Um 

in Erfahrung zu bringen, wo er Geld aufbewahrt haben könnte, erhielt er weitere 

Schläge. Zum Abschluss der "Vernehmung" erhielt er einen Tritt ins Gesäß. 

In einem anderen Fall weigerte sich die Polizei, eine Anzeige wegen sexueller Nö-

tigung gegen einen Mitarbeiter des Ordnungsamtes aufzunehmen und misshandel-

te bei dieser Gelegenheit das vietnamesische Opfer. 

Ein weiterer Vietnamese wurde so getreten, dass er mit dem Kopf gegen die Wand 

prallte und zu Boden stürzte. 

In einem Fall wurde dem Opfer mehrmals mit der Faust in den Magen und mit dem 

Ellbogen ins Gesicht geschlagen. 

Ein Vietnamese wurde in ein Waldstück gefahren und dort zusammengeschlagen 

und -getreten, wobei das Opfer wiederholt zu Boden ging.20

Bei einem anderen Vorfall schlug ein Polizist die Köpfe von zwei Vietnamesen zu-

sammen. 

Ein Opfer musste sich (in Anwesenheit einer weiblichen Polizistin) nackt ausziehen, 

wurde in Handschellen gelegt und dann von zwei Beamten geschlagen. 

Einem festgenommenen Vietnamesen trat ein Polizist mit dem Knie in den Genital-

bereich. 

Bei einem weiteren Vorfall wurde das Opfer u.a. etwa 15 Minuten lang geschlagen 

und dann noch mehrfach gegen die Wand gestoßen. 

Ein anderes Opfer erhielt Tritte gegen die Schienbeine und Schläge. Dann musste 

es sich vollständig entkleiden und wurde anschließend (obwohl es ein kühler Tag 

im März war) für eine Stunde bei offenem Fenster an ein Heizungsrohr gefesselt.  

 

Bei Festnahmen und Verhören waren aber nicht nur Schläge (wobei auch Leder-

handschuhe und Gummiknüppel zum Einsatz kamen) und Tritte, sondern auch ras-

sistische Beschimpfungen zur Normalität geworden. Einige Vietnamesen, die z.T. 

völlig grundlos (nur wegen ihrer ethnischen Zugehörigkeit) brutal festgenommen 

                                                 
20 Ähnliche Szenen spielten sich u.a. in Leipzig ab. Dort wurden im August 1994 vier Polizisten 
("Ninjacops") zu Geld- und Freiheitsstrafen verurteilt (der Hauptangeklagte erhielt 3 Jahre und 9 
Monate), da sie mehrfach Vietnamesen in einen Tagebau verschleppt, gefesselt, zusammenge-
schlagen, mit Tränengas besprüht (direkt in die Augen) und bestohlen hatten. 
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worden waren, mussten zudem Vernehmungsprotokolle unterschreiben, deren be-

lastender falscher Inhalt ihnen nicht einmal übersetzt worden war. Einige beklagten, 

dass Geld und persönliche Unterlagen (u.a. Ausweisdokumente) auf der Wache 

abhanden gekommen waren. Zudem wurde den Polizisten vorgeworfen, "Schutz-

geld" erpresst zu haben. 

 

Viele Vietnamesen waren trotz des Engagements des Reistrommel e.V. stark ver-

unsichert, gingen davon aus, gegen die Polizei nichts ausrichten zu können und 

hatten Angst vor Rache der Polizisten. Die Hemmschwelle vor einer förmlichen An-

zeigenerstattung war aufgrund der Angst vor dem Aufsuchen von Behörden (da 

dort Abschiebungen drohten) und wegen dem Risiko, u.U. selbst wegen des Ge-

genvorwurfs "falscher Verdächtigungen" strafrechtliche (und damit ausländerrecht-

liche) Probleme zu bekommen, enorm. 

 

Als dann aber am 8. Mai 1994 bei einer Demonstration die detailreichen Vorwürfe 

gegen die Polizei vorgebracht und über die Presse verbreitet wurden, stellte die 

damals für den Bereich Bernau verantwortliche Polizeipräsidentin eine Anzeige von 

Amts wegen gegen unbekannte Polizeibeamte. Die Polizeipräsidentin (die - als 

Ausnahmeerscheinung innerhalb der Polizei - für ihr bürgerrechtliches Engagement 

bundesweit bekannt ist) versuchte also nicht etwa, die Vorgänge zu vertuschen, 

sondern bemühte sich um Aufklärung. Da auch die (ungewöhnlich engagierte) 

Staatsanwältin mit den vietnamesischen Zeugen einfühlsam umging und zudem 

beim Brandenburgischen Landeskriminalamt eine Sonderkommission eingerichtet 

wurde, kamen die Ermittlungen - im Gegensatz zu denen, die parallel in Berlin lie-

fen - entscheidend voran. 

 

In ihrer Anklage vom 27.02.1995 warf die Staatsanwaltschaft acht Beamten der so-

genannten D-Schicht der Polizeiwache in Bernau vor, in der Zeit vom 25.02.1993 

bis 04.06.1994 mindestens 14 vietnamesische und einen polnischen Mitbürger in 

insgesamt 23 Fällen misshandelt zu haben. Neben einfacher Körperverletzung wa-

ren die Tatbestände der gefährlichen Körperverletzung, Aussageerpressung, Frei-

heitsberaubung und Strafvereitelung im Amt aufgeführt. Hierbei wurden aber nur 

die Fälle behandelt, bei denen aus Sicht der Staatsanwaltschaft eine überwiegende 

Verurteilungswahrscheinlichkeit bestand. Aussagen oder gar Geständnisse waren 
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(entsprechend dem Verhalten der Beschuldigten im Vorverfahren) nicht zu erwar-

ten, so dass nur die mit Zeugen konkret belegbaren Taten angeklagt werden konn-

ten.  

 

Am 17.01.1996 begann dann am Landgericht Frankfurt/ Oder die öffentliche Ver-

handlung.21 Allerdings war bereits am 24.10.1995 der erste Zeuge nach Vietnam 

abgeschoben worden, drei weiteren erging es später ebenso. Einem Zeugen wurde 

später die beantragte Einreise verweigert (weshalb drei Anklagepunkte fallengelas-

sen werden mussten). Andere Zeugen erschienen deshalb nicht zum Prozesster-

min, weil ihnen im Anschluss an ihre Aussage die Abschiebung gedroht hätte (ob-

wohl es sonst von Seiten der Ausländerbehörden üblich ist, dass Abschiebungen 

von Zeugen bis zum Ende von Gerichtsverfahren, in denen sie aussagen sollen, 

ausgesetzt werden). 

21 Monate nach Verhandlungsbeginn wurden schließlich 4 der 8 Angeklagten aus 

Mangel an Beweisen freigesprochen 

In einem offenen Brief, der kurze Zeit vor dem Urteilsspruch hinsichtlich der ver-

bliebenen Polizisten veröffentlicht wurde, solidarisierten sich kommunale CDU-

Politiker mit den schwer belasteten Beamten, beklagten eine angeblich "entwürdi-

gende prozeßbegleitende Medienkampagne", die dem Image der Polizei geschadet 

hätte, und kritisierten, dass sich Innenminister und Polizeipräsidentin nicht ausrei-

chend hinter die Polizei gestellt hätten. Die Gewerkschaft der Polizei rang um Ver-

ständnis für die schwer belasteten Polizisten, indem sie in einem Interview verlau-

ten ließ, man könne Kriminelle eben nicht immer mit "Glacéhandschuhen" anfas-

sen. Auch der Hauptangeklagte Joachim G., der bei den Vietnamesen als beson-

ders brutal berüchtigt war, rechtfertigte sich in seiner Prozesserklärung, die er im 

Gericht verlas, damit, dass Tritte vors Schienbein und Ohrfeigen als "Schocktech-

nik" normales polizeiliches Handeln bei Festnahmen seien. 

 

Nach 108 Verhandlungstagen wurde am 04.05.1998 Joachim G. zu 2 Jahren, Rai-

ner R. zu zwölf Monaten und Bernd S. zu 10 Monaten jeweils auf Bewährung we-

                                                 
21 In einem vorgelagerten Verfahren waren zwei Beamte vom Vorwurf, einen Vietnamesen ca. 20 
Minuten lang mit Schlägen traktiert zu haben, vom Amtsgericht Frankfurt/ Oder wegen Mangels an 
Beweisen freigesprochen worden. 
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gen insgesamt 13 Fällen von Körperverletzung im Amt verurteilt. Wilfried D. wurde 

zu einer Geldstrafe i.H.v. 5400 DM verurteilt.  

 

Der Vorsitzende Richter prangerte in der mündlichen Urteilsbegründung den 

Korpsgeist der Polizisten an. Nach seinem Eindruck hätten mehrere Polizisten zu-

gunsten belasteter Kollegen vor Gericht gelogen. Der Anklagevertreter Staatsan-

walt Joachim Sörries konstatierte eine "Mauer des Schweigens".22 Gegen einen 

Polizeizeugen wurde ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts eines Meinei-

des eingeleitet. 

 

Die Gewerkschaft der Polizei, die in bedingungsloser Loyalität mit den Beamten be-

reits die Übernahme der Verfahrenskosten und der Auslagen für renommierte 

Strafverteidiger erklärt hatte, war davon unbeeindruckt und sprach von einer "Dif-

famierung der gesamten Polizei" und wertete nicht das Verhalten der kriminellen 

Polizisten, sondern das Urteil öffentlich als einen "Skandal", da den Aussagen der 

Vietnamesen mehr Glauben geschenkt worden wäre als den Aussagen der Beam-

ten. (Allerdings war es gar nicht zu Aussagen der Beamten gekommen, sie hatten 

sich sowohl im Ermittlungsverfahren als auch vor Gericht in kollektives Schweigen 

gehüllt.)  

 

Gegen das (251 Seiten umfassende) Urteil legten die Angeklagten und auch die 

Staatsanwaltschaft, die das Urteil als zu milde einschätzte, Revision ein. Aufgrund 

dieser wurde dann im November 2000 die Verurteilung von Rainer R. von zwölf auf 

elf Monate nach unten korrigiert23 und die Verurteilung von Bernd S. von ursprüng-

lich zehn auf acht Monate. 

 

Damit fand einer der längsten und teuersten Strafprozesse (die Kosten waren in ei-

nen siebenstelligen Bereich geklettert) der Brandenburger Justizgeschichte seinen 

Abschluss. Obwohl seitdem schon einige Jahre verstrichen sind, ist der "Bernauer 

Polizeiskandal" noch immer vielen ein Begriff, denn "spektakulär" war er schließlich 

nicht vorrangig wegen seiner Kosten oder wegen seiner Dauer, sondern aufgrund 

                                                 
22 MOZ, vom 28.07.2000, S. 8 
23 wozu anzumerken ist, dass ein Beamtenverhältnis erst mit Rechtskraft einer Verurteilung zu Frei-
heitsstrafe von mindestens einem Jahr (wegen einer vorsätzlichen Tat) automatisch endet (vgl. § 
100 LBG) 
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der Tatsache, dass ein Kollektiv von Polizisten zu einem Mob wurde, der über lan-

ge Zeit ungehindert Menschen quälen und demütigen konnte. 

 

Obwohl alle vorhandenen Kontrollvorkehrungen gründlich versagten, ist nicht zu 

erkennen, dass die Polizei bzw. deren Kontrolleure aus den Ereignissen grundle-

gend gelernt haben. Nach wie vor kommt es zu Übergriffen. 

 

1.2 Beschreibung des staatlichen Gewaltmonopols 

 
Aus diesem Grunde ist es wichtig, die wesentlichen Bedingungen zu ergründen, 

unter denen die Polizei agiert, da konkretes Fehlverhalten auch strukturelle Gründe 

haben kann. 

 

Um nun erkennbar zu machen, in welchem Sinne bzw. mit welcher Bedeutung 

wichtige polizeirelevante Begriffe in den nachfolgenden Kapiteln verwendet werden, 

und um spätere Exkurse zu vermeiden, werde ich zunächst mit einer allgemeinen 

Beschreibung derselben beginnen. Gleichzeitig soll ein Überblick über das "Poli-

zeiwesen" gegeben werden, auf den die Darstellung der machtbegrenzenden Re-

gelungen und der konkreten Kontrollsituation sowie die Analyse (und Kritik) von 

Kontrollproblemen aufbauen kann. 

 

1.2.1 Das Monopol physischer Gewaltsamkeit 
 
Worin liegt nun eigentlich die Besonderheit des eingangs geschilderten Falles? 

Dass Menschen geschlagen, beleidigt oder massiv bedroht werden, ist ja leider ei-

ne eher alltägliche Erfahrung. Die Ereignisse, die sich auf der Bernauer Wache ab-

spielten, waren aber deshalb für die Öffentlichkeit von besonderem Interesse, weil 

die Täter in ihrer Funktion als Polizisten das staatliche Gewaltmonopol bzw. den 

Staat selbst repräsentieren. Das berechtigte Unbehagen und die Empörung, wel-

che sich auch bei den nicht unmittelbar betroffenen Bürgern einstellt, wenn Polizis-

ten ihre Macht missbrauchen, rührt wohl auch daher, dass dem Einzelnen die Mög-

lichkeit des eigenen Ausgeliefertsein an „den Staat“ bedrohlich in Erinnerung geru-

fen wird. Mit dem polizeilichen (wie auch dem verwandten militärischen) Droharse-

nal enthüllt sich das staatliche Potential, Leben und Gesundheit von Menschen zu 

vernichten, unmittelbar. Nach der soziologischen Formel Max Webers konstituiert 
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sich ein Staat sogar erst dadurch, dass eine menschliche Gemeinschaft innerhalb 

eines bestimmten Gebietes das Monopol legitimer physischer Gewaltsamkeit er-

folgreich für sich beansprucht. Durch die Gewaltkonzentration wird vor allem "priva-

te Gewalt" eingedämmt, wodurch eine friedensstiftende Wirkung für alle Gesell-

schaftsmitglieder erreicht wird. Die Sorge um den "Schutz der eigenen Haut" und 

einen sicheren Alltag wird zu einem großen Teil auf den Staat übertragen.24 Da die 

Gewalt von frei und gleich geltenden Bürgern in einer Demokratie lediglich an den 

Staat delegiert wird, kann dieser allerdings als bloße Organisationsform der Bürger 

auch nicht mehr natürliche Autorität "aus sich heraus" in Anspruch nehmen als es 

jedes einzelne Glied der Gemeinschaft gegenüber den anderen tun kann. Die Bür-

ger beugen sich der staatlichen Gewalt zwar, ein quasi natur- oder gottgegebenes 

bzw. "moralisch" begründbares Subordinationsverhältnis besteht jedoch nicht.25 Für 

den einzelnen Bürger, dem ja keine nennenswerten physischen Zwangsmittel zur 

Verfügung stehen, bleibt die als übermächtig verinnerlichte "Staatsgewalt" jeden-

falls suspekt. Dies schon deshalb, weil er im Zweifel zunächst darauf angewiesen 

ist, dass sich der Staat ihm gegenüber freiwillig regelgemäß verhält. Dabei ahnt der 

Einzelne auch, dass gesellschaftliche Auseinandersetzungen (in denen der Staat 

keineswegs neutral und unbeteiligt bleibt) letztlich "immer unter dem Vorbehalt des 

im Gewaltmonopol verankerten Herrschaftsinteresses, das die Spielregeln ausgibt 

und das Spiel zu beenden, jedenfalls zu suspendieren vermag"26 erfolgen. Das 

Maß an Vertrauen, welches der Bürger dem Staat entgegenbringen kann, bedingt 

daher den Grad an Sicherheit, die er in diesem (und diesem gegenüber) empfindet. 

Der zivilisatorische Vorteil, den sich Menschen in Staaten dadurch erhoffen, dass  

 

                                                 
24 Allerdings darf nicht verkannt werden, dass der Staat "normale Verbrechen" und Gefahren zur ei-
genen Legitimation benötigt, wobei er dadurch, dass er ein "Nahezumonopol der Gefahrendefinition" 
innehat, Legitimation sogar über "künstliche Gefahren" konstruieren kann. Staatliche Gewalt wird 
dagegen häufig gar nicht mehr (da der Staat auch Herrschaft über Sprache ausübt) als Gewalt be-
zeichnet - und entsprechend wahrgenommen (vgl. Narr, Physische Gewaltsamkeit, ihre Eigentüm-
lichkeit und das Monopol des Staates, in: Leviathan 1980, 541, 556 f.). 
25 Allerdings ist "die Legitimation der Staatsgewalt als einer Größe eigenen genuinen Rechts, (...) 
besonders in der deutschen Staatstradition zuhause. Am Anfang war der Staat. Diese Feststellung 
gilt hier nicht nur als historische Aussage. ‘Am Anfang war der Staat’ wird immer zugleich normativ 
interpretiert: ‘Am Anfang hat der Staat zu stehen.’ Der Staat ist immer noch der Apparat gewordene, 
versachlichte König eigenen Rechts" (Narr, Physische Gewaltsamkeit, ihre Eigentümlichkeit und das 
Monopol des Staates, in: Leviathan 1980, 541, 558). 
26 Narr, Physische Gewaltsamkeit, ihre Eigentümlichkeit und das Monopol des Staates, in: Leviathan 
1980, 541, 555 
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sie einen Teil ihrer Freiheit gegen staatlich verbürgte Sicherheit eintauschen27, wird 

dadurch relativiert, dass ausgerechnet die Repräsentanten des staatlichen Ge-

waltmonopols gesellschaftliche „Urängste“ der Menschen wecken, indem sie sich 

diesen gegenüber willkürlich oder kriminell verhalten. Um eine wirklich befreiende 

Wirkung des Monopols physischer Gewaltsamkeit zu erreichen, ist dieses so zu or-

ganisieren, dass es vom Bürger auch noch kontrolliert und beeinflusst werden 

kann. Das Gewaltmonopol muss daher in ein demokratisches Willensbildungs- und 

Entscheidungsverfahren eingebettet sein.28

 

1.2.2 Bestimmung des Begriffes "Polizei" im Sinne der Fragestellung 

 
Der Gegenstand dieser Arbeit ist "die Polizei". Allerdings bedarf dieser Begriff einer 

Erläuterung, da es in der Polizeigeschichte keinen eindeutigen und einheitlich ver-

wendeten Polizeibegriff gab29 und auch heute durchaus fraglich ist, was dieser be-

schreibt. 

 

In Deutschland wurde der Begriff "Polizey"30, der vom griechischen politeia31 und 

dem lateinischen Wort policia32 abgeleitet ist, (soweit bekannt) erstmals im 15. 

Jahrhundert verwendet33 und meinte einen "Zustand guter Ordnung im Gemeinwe-

sen" (in welchem der Bürger oder Untertan sich ordentlich, züchtig, gesittet sowie 

ehrbar verhielt und in welchem das Zusammenleben geordnet war)34 bzw. Tätigkei-

ten35 oder Gesetze36, die zur Herstellung und/ oder Erhaltung desselben dienen 

sollten. Der Begriff beschrieb also noch keine Organisation oder Personen. 

 

                                                 
27 Aber auch "der Staat ist darauf angewiesen, dass seine Bürger sein Monopol akzeptieren. Er legi-
timiert sich deswegen nicht zuletzt damit, dass er den bürgerlichen Bedarf nach Sicherheit erneuert. 
So sehr also der Staat Angst, vor allem die Angst vor den anderen, nimmt, so sehr lebt er von dieser 
nur von ihm - jeweils prekär - kurierbaren Angst. Staatsgestiftete Freiheit ist angstfundiert. Die Ver-
sicherung der Angst kostet den Preis staatlicher Gewalt" (Busch u.a., Die Polizei, S. 27 f.). 
28 Busch u.a., Die Polizei, S. 27 
29 vgl. Boldt, in: Lisken/ Denninger, Handbuch des Polizeirechts, S. 2 Rn. 1 
30 auch "Policey", "Pollitzey" oder "Polluzey" (vgl. Boldt, in: Lisken/ Denninger, Handbuch des Poli-
zeirechts, S. 3 Rn. 4) 
31 Es bedeutete dort ursprünglich soviel wie "Verfassung des Staates", "Zusammenwirken der 
Staatsorgane" oder "Zusammenspiel der Staatsfunktionen". Im alten Rom wurde mit "politia" die re-
publikanische Verfassung und die sie tragende Verwaltungstätigkeit bezeichnet (vgl. Wagner/ Ru-
der, Polizeirecht, S. 23 Rn. 1). 
32 näheres zum Ursprung bei Pfeifer, Etymologisches Wörterbuch des Deutschen, S. 1296 
33 z.B. spricht § 40 der "Reichsregimentsordnung" aus dem Jahre 1495 von "Ordnung und Polizei" 
34 Knemeyer, AöR 1992, 155 
35 Knemeyer, Polizei- und Ordnungsrecht, S. 2 Rn. 2 
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Zu Polizeisachen wurden in frühmoderner Zeit die gesellschaftlichen Angelegenhei-

ten, die der Staat (vorrangig in den aufkommenden größeren Städten) für ord-

nungsbedürftig hielt37. Die traditionell geprägte Ordnungsidee zeigt sich in den vie-

len damaligen Reichs-38, Landes- und Stadtpolizeiordnungen39. Deren Schwer-

punkte waren ein gutes, gottgefälliges Leben der Untertanen, Wahrung der Stan-

desunterschiede sowie Bekämpfung von Gewerbe- und Handwerksmissbräu-

chen40. So wollte man beispielsweise Gotteslästerung, Fluchen, Völlerei, Kuppelei, 

Konkubinat, Ehebruch, Wucher, Verfälschen von Lebensmitteln, Betrügerei mit fal-

schen Maßen oder Gewichten, Landschleicherei und Bettelei eindämmen und u.a. 

das Tragen standesgemäßer Kleidung, die Bücherzensur, das Verhalten gegen-

über der Herrschaft sowie Vormund- und Erbschaftssachen regeln41. Zur unmittel-

baren Durchsetzung wurden durch die Verwaltungsträger "Stadtknechte", "Büttel" 

und "Häscher" eingesetzt42. 

 

Nach dem Dreißigjährigen Krieg erweiterte sich im Absolutismus der Polizeibegriff. 

Der Monarch konnte nunmehr die "Wohlfahrt" der Bevölkerung bis in alle persönli-

chen Einzelheiten regeln43. Das positiv anmutende Vorhaben der "Beförderung der 

Wohlfahrt" bzw. "der allgemeinen Glückseligkeit" war jedoch lediglich die offizielle 

Umschreibung für das Recht des Monarchen, die Untertanen im politischen Leben, 

in ihrer wirtschaftlichen Betätigung und im Bereich von Sitte und Moral zu bevor-

munden.44 Unter "Polizei" war damit nicht mehr nur die Abwehr von Gefahren für 

die (vom Monarchen definierte) öffentliche Sicherheit und Ordnung, sondern auch 

die für angemessen befundene Gestaltung der Lebensumstände und materiellen 

Lage der Untertanen zu verstehen. Durch die soziale Disziplinierung der Unterta-

nen sollten Risiken für die Vorrangstellung des Adels verringert werden. „Polizei“ 

wurde zum Innbegriff der absoluten Staatsgewalt,  

 

                                                                                                                                                         
36 Knemeyer, AöR 92 (1967), S. 165 
37 vgl. Boldt, in Lisken/ Denninger, Handbuch des Polizeirechts, S. 3 Rn. 6 
38 hervorzuheben sind die Reichspolizeiordnungen der Jahre 1530, 1548 und 1577 
39 Boldt, in Lisken/ Denninger, Handbuch des Polizeirechts, S. 3 Rn. 5 
40 Preu, Polizeibegriff und Staatszwecklehre, S. 16 f. 
41 Boldt, in: Lisken/ Denninger, Handbuch des Polizeirechts, S. 3 Rn. 5 
42 Boldt, in: Lisken/ Denninger, Handbuch des Polizeirechts, S. 2 Rn. 2 
43 Wagner/ Ruder, Polizeirecht, S. 24 Rn. 3 
44 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, S. 16 f. 
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die keiner rechtlichen Beschränkung unterlag. Daher bezeichnet man die absolutis-

tischen Staaten auch als Polizeistaaten.45  

 

Mit der Staatsphilosophie der Aufklärung begann ein Ringen um die Beschränkung 

staatlicher Macht und insbesondere die Begrenzung polizeilicher Befugnisse auf 

die Gefahrenabwehr46. Dies schlug sich beispielhaft auch im (funktionsbezogenen) 

materiellen Polizeibegriff der berühmten Norm des § 10 Teil II Titel 17 ALR (Allge-

meine Landrecht für die Preußischen Staaten, vom 01.06.1794) nieder: "Die nöthi-

gen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, und 

zur Abwendung der dem Publiko, oder einzelnen Mitgliedern desselben bevorste-

henden Gefahr zu treffen, ist das Amt der Polizey." 

 

Für polizeiliche Aufgaben wurden (erstmals 1742 in Berlin) spezielle Verwaltungen 

eingerichtet. Da die dort tätigen Beamten Dienstbezeichnungen wie Polizeidirektor, 

Polizeikommissar, Polizeiinspektor und Polizeiknecht47 trugen, begann man unter 

"Polizei" auch Personen und Behörden zu verstehen. So entstand schließlich der 

institutionelle Polizeibegriff.48 Aber erst nach der gescheiterten Revolution im Jahre 

184849 wurde (zuerst in Preußen) eine mit heutigen Verhältnissen vergleichbare 

Polizei als eine bürokratisch organisierte, rechtsförmig handelnde und mit starker 

Exekutivgewalt ausgestattete Institution herausgebildet.50 Dieser institutionelle Poli-

zeibegriff hat sich bis heute verfestigt. Er meint diejenigen Stellen, die dem Organi-

sationsbereich von als Polizei bezeichneten Behörden zuzurechnen sind.51

 

Die vorliegende Untersuchung beschränkt sich auf die Polizei im institutionellen  

 

                                                 
45 Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, S. 1 f. Rn. 1 f.; Gusy, Polizeirecht, S. 2 Rn. 5 
46 Drews/ Wacke/ Vogel/ Martens, Gefahrenabwehr, S. 4 
47 Knemeyer, AöR 92 (1967), S. 163 
48 Boldt, in: Lisken/ Denninger, Handbuch des Polizeirechts, S. 5 Rn. 11 f. 
49 Mit der Kabinettsorder vom 23. Juni 1848 verfügte Friedrich Wilhelm IV die Aufstellung der 
Schutzmannschaft von Berlin. 
50 Funk, Polizei und Rechtsstaat, S. 13 
51 vgl. Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, S. 7 Rn. 14 
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